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Berlin, 23. August 2022 

Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz 

eines Gesetzes zur Überarbeitung des Sanktionenrechts - Ersatzfreiheitsstrafe, 

Strafzumessung, Auflagen und Weisungen sowie Unterbringung in einer 

Entziehungsanstalt  

Der Deutsche Frauenring e.V. (DFR) bedankt sich für die Möglichkeit zur 

Stellungnahme und beschränkt sich im Folgenden auf Anmerkungen zur 

vorgeschlagenen Änderung des § 46 Abs. 2 S. 2 StGB. 

Der DFR begrüßt grundsätzlich sehr, dass die Bundesregierung Straftaten, die durch 

die Geschlechtsidentität oder die sexuelle Orientierung des Opfers motiviert sind, 

stärker in den Blick nehmen möchte. Die vorgeschlagene Änderung bleibt aber weit 

hinter dem zurück, was gesamtgesellschaftlich notwendig ist. Gerade der rein 

strafrechtliche Ansatz ist zu kritisieren. 

I. Hinzufügen von „geschlechtsspezifische, gegen die sexuelle Orientierung 

gerichtete“ in § 46 Abs. 2 S. 2 StGB 

Wie im Entwurf selbst ausgeführt, ermöglicht es bereits die jetzige Rechtslage 

geschlechtsspezifische Straftaten sowie Straftaten gegen die sexuelle Orientierung in 

der Strafzumessung - insb. aufgrund der Formulierung „sonstige 

menschenverachtende“ Beweggründe in § 46 Abs. 2 S. 2 StGB – in vielen Fällen 

angemessen zu berücksichtigen. Die vorgeschlagene Änderung soll somit vor allem 

Klarstellungscharakter und keine wesentlichen Änderungen der Rechtslage zur Folge 

haben.  

Neben der offenbar erhofften Kommunikationswirkung soll durch die Änderung laut 

Entwurf ein Impuls für die Rechtsprechung gesetzt werden. Dieser Ansatz ist insofern 

zu befürworten, als dass die bisherige Rechtsprechungspraxis tatsächlich in Teilen 

eine Bagatellisierung von Partnerschaftsgewalt kennzeichnete und in Teilen auch ein 

Besitzdenken in und nach Partnerschaften privilegierte (allerdings ist die Urteilspraxis 

uneinheitlich). Für diese Fälle begrüßt auch der DFR, dass durch die vorgeschlagene 
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Änderung Strafmilderungen allein aufgrund einer vorangegangenen bzw. 

bestehenden Beziehung nahezu unmöglich werden und der oftmals mit solchen Taten 

einhergegangene Vertrauensbruch in der Urteilspraxis stärker berücksichtigt werden 

kann.  

Die Hoffnung, dass mit der vorgeschlagenen Änderung tatsächlich auch 

unterschwellige internalisierte Denkmuster in der Justiz adressiert werden können, teilt 

der DFR allerdings kaum. Ohne zusätzliche verpflichtende Fortbildungen und einer 

Reduzierung der Arbeitsbelastung in der Justiz, sind substanzielle Änderungen kaum 

zu erwarten. 

Positiv hervorzuheben ist schließlich, dass mit dem Vorschlag einer Änderung des § 

46 Abs. 2 S. 2 StGB im Sanktionenrecht angesetzt wird und in andere 

strafzumessungsrelevante Aspekte eingegliedert wird. In Verbindung mit den weiteren 

in § 46 StGB genannten und zu berücksichtigenden Aspekten ist damit weiterhin eine 

einzelfallspezifische und insb. individualisierte Strafzumessung möglich. Es werden 

automatische Strafschärfungen vermieden und gleichzeitig eine Möglichkeit 

geschaffen, geschlechtsspezifische oder gegen die sexuelle Orientierung gerichtete 

Beweggründe im Urteil klar auszuweisen. 

1. „geschlechtsspezifisch“ 

Die Formulierung „geschlechtsspezifisch“ soll laut Referentenentwurf alle 

Geschlechtsidentitäten umfassen und damit über bspw. Cis-Frauen hinausgehen. Das 

ist grundsätzlich sehr zu begrüßen. Allerdings ist die gewählte Formulierung 

zweideutig. So kann sie auch rein binär oder als auf das biologische Geschlecht 

begrenzt verstanden werden. Sofern mit der Formulierung tatsächlich ein klarer Impuls 

an die Rechtsprechung gegeben werden soll, sollte hier auch eine eindeutig 

umfassende Formulierung gewählt werden.  

Unklar ist weiterhin, wie sich die Formulierung „geschlechtsspezifisch“ bspw. zu 

„sexistisch“ verhält und inwieweit mit dem Begriff ein inhaltlich anders gelagerter und 

womöglich doch weiter gefasster Ansatz gewählt wird als die anderen in § 46 Abs. 2 

S. 2 StGB genannten menschenverachtenden Ziele und Beweggründe.  

Schließlich kann die strukturelle Dimension, die geschlechtsspezifische Straftaten 

prägen, mit einer Norm im Strafrecht, die sich auf die expliziten Ziele und Beweggründe 

der Täter*innen bezieht, naturgemäß nicht erfasst werden. 

2. Sprache im Entwurf 

Der Entwurf nimmt richtigerweise die Kritik von Schuchmann/Steinl, KJ 2021, die 

selbst auf Lembke/Foljanty, KJ 2014, verweisen, an der Urteilspraxis bei Femiziden 

auf. Allerdings reproduziert die Wortwahl im Entwurf Zuschreibungen, die gerade der 

kritisierten Spruchpraxis entsprechen. So scheint der Entwurf davon auszugehen, 

dass es tatsächlich andere „Kulturkreise[e]“ gäbe, „in [denen] die Gleichberechtigung 

der Geschlechter unterentwickelt“ (Referentenentwurf, S. 15) sei. Diese Art der 

Formulierung in einem offiziellen Dokument des Ministeriums schadet nach Ansicht 

des DFR dem angestrebten Ziel. 
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II. Gefahren einer vorrangig strafrechtlichen Lösung 

Stark kritikwürdig ist nach Ansicht des DFR der rein strafrechtliche Ansatz. Der DFR 

befürchtet insbesondere, dass dadurch kaum gesellschaftliche Veränderung möglich 

ist und in der Gesetzesänderung fälschlicherweise ein vermeintlicher Schlusspunkt 

gesehen werden könnte. Das wäre aus mehreren Gründen fatal für alle Betroffenen. 

Zunächst verspricht eine Änderung in der Strafzumessung kaum eine Verbesserung 

der Fallzahlen. Kriminologische Erkenntnisse legen nahe, dass die Höhe der Sanktion 

kaum abschreckend wirkt. Dies gilt insb. für Affekttaten.  

Besonders wichtig ist darüber hinaus, dass Vorgaben zur Strafzumessung erst dann 

einschlägig sind, wenn es tatsächlich zu einer Verurteilung kommt. Die Strafverfolgung 

ist nicht nur ressourcenknapp, sondern auch selbst in einen gesellschaftlichen Kontext 

eingebettet, der nicht diskriminierungsfrei ist. So können Fragen nach Zugangshürden, 

Vertrauen in staatliche Institutionen und Glaubwürdigkeitszuschreibungen nicht für alle 

gleich beantwortet werden. Ein entsprechendes Urteil bleibt daher in vielen Fällen aus. 

Woran es daher vor allem fehlt, sind Angebote und Veränderungen außerhalb des 

Kriminaljustizsystems. 

Der DFR befürchtet, dass ein Gesetz, das sich allein auf die strafrechtliche Antwort 

bezieht, im Ergebnis zu einer Aufrechterhaltung der jetzigen Lage führen wird und 

kaum Impulse für eine gesellschaftliche Veränderung liefern kann. So werden die 

Strukturen unserer Gesellschaft, die bspw. Hasskriminalität und Partnerschaftsgewalt 

fördern und über strafrechtlich bewährtes Verhalten hinausgehen, nicht adressiert und 

ein gesamtgesellschaftliches Problem weitestgehend auf die rein individuelle Ebene 

reduziert.  

III. Weitergehende Forderungen 

Der DFR fordert die Bundesregierung daher auf, stärker Maßnahmen außerhalb des 

materiellen Strafrechts in den Blick zu nehmen, die zum einen Betroffenen Ressourcen 

zur Verfügung stellen und zum anderen Rollenzuschreibungen, in diesem Kontext 

insb. auch das gesellschaftliche Verständnis von Männlichkeit, sowie patriarchale 

Machtstrukturen umfassender adressieren. 

Neben der fortwährenden Forderung die beschriebenen Machtstrukturen und 

Rollenzuschreibungen in allen Lebensbereichen in den Blick zu nehmen, fordert der 

DFR konkret: 

1. Finanzielle Absicherung und bessere Ausstattung von Schutzeinrichtungen 

sowie weitere Angebote, die Betroffenen individuell benötigte Unterstützung 

und Ressourcen niederschwellig zur Verfügung stellen 

2. Mehr Rechtssicherheit im Fall von möglichen späteren 

Sorgerechtsstreitigkeiten  

3. Umfassendere Statistiken sowie insb. weitergehende Dunkelfeldforschung  

4. Im Rahmen der Justiz bzw. Strafverfolgung insb. 

a. verpflichtende Schulungen für die Polizei, Staatsanwaltschaft und 

Richter*innen, die für (unbewusste) Diskriminierungen und 

Intersektionalität sowie geschlechtsspezifische Gewalt sensibilisieren 
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b. mehr personelle und finanzielle Ressourcen für eine tatsächliche und 

umfassende psychosoziale Prozessbegleitung für alle Betroffenen 

c. mehr personelle und finanzielle Ressourcen zur Verstärkung von 

Präventionsmaßnahmen, insb. durch einen Ausbau von 

Täter*innenarbeit und Anti-Gewalt-Trainings 

 

Das Präsidium des DFR 


